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Urteil

8 U 7/16
8 O 1521/15 Landgericht Braunschweig

Verkündet am  12.01.2017

Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle

In dem Rechtsstreit

der A. AG, , 

Beklagten und Berufungsklägerin, 

Prozessbevollmächtigte: 

gegen

Herrn E., 

Kläger und Berufungsbeklagten, 

Prozessbevollmächtigte: 

hat  der  8.  Zivilsenat  des  Oberlandesgerichts  Braunschweig  durch  den

Vorsitzenden Richter am Oberlandesgericht X, die Richterin am Oberlandesgericht

Y und den Richter am Oberlandesgericht Z auf die mündliche Verhandlung vom

01.12.2016 für Recht erkannt:
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1. Auf  die  Berufung  der  Beklagten  wird  das  Urteil  des  Landgerichts

Braunschweig vom 11.01.2016 - 8 O 1521/15 - teilweise abgeändert

und wie folgt neu gefasst:

Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger 1.302,46 € nebst Zinsen

in  Höhe  von  9  Prozentpunkten  über  dem Basiszinssatz  seit  dem

24.04.2015 zu zahlen.

Die weitergehende Klage wird abgewiesen.

2. Der  Kläger  hat  die  Kosten  des  Rechtsstreits  einschließlich  der

Kosten erster Instanz zu tragen.

3. Das  Urteil  ist  vorläufig  vollstreckbar.  Dem  Kläger  wird

nachgelassen, die Vollstreckung durch Sicherheitsleistung in Höhe

von 110 % des vollstreckbaren Betrages abzuwenden, wenn nicht

die Beklagte vor der Vollstreckung Sicherheit in Höhe von 110 %

des zu vollstreckenden Betrages leistet. 

4. Die Revision wird nicht zugelassen.

5. Der Wert des Streitgegenstandes im Berufungsrechtszug wird auf

56.459,41 € festgesetzt.

Gründe

A.

Der Kläger macht Ansprüche auf Zahlung einer Einspeisevergütung nach dem

EEG geltend, denen die Beklagte im Wege der Aufrechnung einen Anspruch

auf Rückforderung des sog. Landschaftspflegebonus entgegensetzt. 

Hinsichtlich des Sach- und Streitstandes und der Anträge erster Instanz wird auf

den Tatbestand des angefochtenen Urteils (LGU Seiten 3 - 4, Bl. 141, 141 R d. A.)

Bezug genommen.
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Das Landgericht hat der Klage vollumfänglich stattgegeben. Es hat ausgeführt,

dass der Anspruch des Klägers auf Vergütung für Landschaftspflegematerial aus §

27 EEG 2009 folge. Die Clearingstelle EEG habe in ihrer Empfehlung 2008/48 den

Begriff des Landschaftspflegematerials weit ausgelegt. Dabei sei der Begriff des

„Anfallens“  im Rahmen der  Landschaftspflege so  zu  verstehen,  dass Pflanzen

oder Pflanzenbestandteile nicht notwendigerweise gezielt für die Stromerzeugung

gewonnen werden müssten. Es sei davon auszugehen, dass der Gesetzgeber bei

der  Novellierung des EEG erkannt  habe,  dass der  Landschaftspflegebonus zu

Fehlentwicklungen  geführt  habe  und  diese  Fehlentwicklungen  habe  korrigieren

wollen. Diese Korrektur sei allerdings nur mit Wirkung ab dem 01.08.2014 erfolgt,

was der Auslegung der Vorschrift des § 101 Abs. 2 EEG 2014 zu entnehmen sei.

Der Wortlaut dieser Regelung sei insoweit eindeutig - die Gesetzesänderung solle

ab dem 01.08.2014 greifen. Es seien auch keine Hinweise auf eine Rückwirkung

ersichtlich.  Auch  der  Gesetzesbegründung  lasse  sich  nichts  Abweichendes

entnehmen. Es entspreche auch der Tendenz des Gesetzgebers, Änderungen im

Bereich  des EEG mit  Rücksicht  auf  Anlagenbetreiber  erst  mit  Wirkung für  die

Zukunft gelten zu lassen. 

Gegen dieses ihr am 14.01.2016 zugestellte Urteil hat die Beklagte mit Schriftsatz

vom  02.02.2016  -  eingegangen  beim  Oberlandesgericht  am  03.02.2016  -

Berufung  eingelegt,  die  sie  nach  einer  Verlängerung  der

Berufungsbegründungsfrist bis zum 14.04.2016 mit Schriftsatz vom 13.04.2016 -

eingegangen beim Oberlandesgericht am Folgetag - begründet hat. 

Die Beklagte rügt, dass das Landgericht zu Unrecht einen Anspruch des Klägers

auf Zahlung des Landschaftspflegebonus für das Jahr 2014 angenommen habe.

Es  sei  zwar  richtig,  dass  auf  die  Norm des  §  101  Abs.  2  EEG 2014  für  die

Beurteilung  des  Anspruchs  auf  Zahlung  des  Landschaftspflegebonus  bis  zum

31.07.2014 nicht abzustellen sei, vielmehr sei das EEG in der Fassung von 2009

maßgeblich. Bereits nach der entsprechenden Regelung in der Ziffer VI 2 c der

Anlage  2  zum  EEG  2009  könnten  Marktfrüchte  wie  Mais  nicht  als

Landschaftspflegematerial  im Sinne dieser Norm angesehen werden. So könne

als „Anfallen“ im Sinne dieser Norm nicht etwas verstanden werden, was gezielt

angebaut  worden sei,  sondern  nur  das,  was als  Nebenprodukt  anfalle.  Dieses
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Auslegungsergebnis werde auch durch die Gesetzesbegründung zu § 101 Abs. 2

EEG  2014  gestützt,  weil  der  Gesetzgeber  dort  ausgeführt  habe,  dass  die

Regelung lediglich  der  Klarstellung der  bisher  geltenden Rechtslage diene.  Im

Übrigen  habe  der  Kläger  nicht  nachgewiesen,  dass  er  im  Kalenderjahr  2014

überwiegend Pflanzen, die im Rahmen der Landschaftspflege angefallen seien,

zur  Erzeugung  des  Biogases  eingesetzt  habe.  Insoweit  sei  auf  das  ganze

Kalenderjahr und nicht nur auf die Zeit von Januar bis Juli 2014 abzustellen. 

Die Beklagte hat ursprünglich beantragt, 

das Urteil des Landgerichts Braunschweig vom 11.01.2016 - 8 O 1521/15 -

abzuändern und die Klage abzuweisen.

In der mündlichen Verhandlung vom 01.12.2016 hat die Beklagte die Berufung

hinsichtlich eines Teilbetrages von 1.302,46 € zurückgenommen und beantragt

nunmehr,

wie erkannt. 

Der Kläger beantragt,

die Berufung zurückzuweisen. 

Der  Kläger  verteidigt  das  erstinstanzliche  Urteil.  Es  stehe  zwar  zwischen  den

Parteien nicht im Streit, dass er die seit dem 01.08.2014 geltenden Anforderungen

an den Landschaftspflegebonus nicht erfüllen könne. Diese Anforderungen seien

aber für die  Zeit  vor dem 01.08.2014 nicht  relevant.  Die von ihm, angebauten

Pflanzen stammten von Flächen,  für  die  besondere Umweltauflagen gelten,  so

dass er die Voraussetzungen für den Erhalt des Landschaftspflegebonus für die

Zeit bis Juli 2014 erfüllt habe. Für die Auslegung der Nummer VI 2 c der Anlage 2

zum  EEG  2009  sei  die  Empfehlung  der  Clearingstelle  EEG  vom  24.09.2009

(2008/48) maßgeblich. Der Kläger habe die darin aufgestellten Voraussetzungen

für das ganze Kalenderjahr 2014 eingehalten und dies durch das Gutachten eines

Umweltgutachters  nachgewiesen.  Diesem  Gutachten  komme  eine  besondere

Beweiskraft zu, so dass es nur einer beschränkten Überprüfbarkeit unterliege und

die darin getroffenen Feststellungen für die Parteien grundsätzlich bindend seien.

Es sei gerade Sinn und Zweck der Überprüfung der Anspruchsvoraussetzungen
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durch  einen  Umweltgutachter,  dass  dadurch  den  rechtlichen

Auseinandersetzungen über einzelne Nachweisfragen vorgebeugt werden könne.

Der  Nachweis  durch  Vorlage  eines  Umweltgutachtens  sei  nur  dann  als  nicht

geführt  anzusehen,  wenn  die  dort  getroffenen  Feststellungen  nicht

nachvollziehbar,  unverständlich oder nicht plausibel seien, was vorliegend nicht

der Fall sei. Die von der Beklagten vorgenommene Auslegung der Ziffer VI 2 c der

Anlage 2 zum EEG 2009 sei nicht richtig. Der Begriff „anfallen“ werde im EEG

etwa bei der Definition der nachwachsenden Rohstoffe in der Ziffer II 1 der Anlage

2 zum EEG 2009 in Bezug auf Pflanzen benutzt, die unstreitig gezielt angebaut

werden. Auch entspreche die Förderung des Einsatzes von gezielt  angebauten

Pflanzen dem damaligen Willen des Gesetzgebers zum EEG 2009. Die Definition

des Begriffes Landschaftspflegematerial  in der Biomasseverordnung 2012 finde

auf den Begriff des Landschaftspflegematerials im EEG 2009 keine Anwendung.

Auch könne die Gesetzesbegründung zum EEG 2014 nicht zur Auslegung einer

Norm aus dem EEG 2009 herangezogen werden. Mit dem nach dem Schluss der

mündlichen  Verhandlung  eingegangenen  Schriftsatz  vom  19.12.2016  hat  der

Kläger zudem die Einrede nach § 57 Abs. 5 EEG 2017 erhoben und diese Einrede

mit dem Schriftsatz vom 02.01.2017 wiederholt. 

Zur Ergänzung des Sach- und Streitstandes im Übrigen wird auf die zwischen den

Parteien gewechselten Schriftsätze nebst Anlagen Bezug genommen. 

B.

Die  Berufung  der  Beklagten  ist  zulässig,  insbesondere  form-  und  fristgerecht

eingelegt  und begründet worden.  Sie hat  auch in  der  Sache in dem nach der

Teilrücknahme verbliebenen Umfang Erfolg, weil die Klage insoweit unbegründet

ist.

I.

Dem Kläger stand gegen die Beklagte der geltend gemachte Zahlungsanspruch

auf  Einspeisevergütung  bzw.  den  Kraft-Wärme-Kopplung  (KWK)-Bonus  für  die
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Jahre 2014 und 2015 in Höhe von 56.459,41 € zu. Dabei handelt es sich um eine

Nachvergütung  auf  den  KWK-Bonus  für  das  Jahr  2014  sowie  für  die  Monate

Januar bis März 2015 sowie um die Einspeisevergütung für die Monate April und

Juli 2015. 

II.

Dieser  Zahlungsanspruch  ist  allerdings  durch  die  von  der  Beklagten  erklärte

Aufrechnung mit einer Forderung in Höhe von 55.156,95 € erloschen. 

Die Gegenforderung der Beklagten folgt aus § 57 Abs. 5 S. 1, S. 3 EEG 2014.

Danach muss der Netzbetreiber, der eine höhere als die im Gesetz vorgesehene

Förderung  an  den  Anlagenbetreiber  zahlt,  den  Mehrbetrag  zurückfordern.  Die

Voraussetzungen dieser Vorschrift liegen vor, weil die Beklagte an den Kläger im

Jahr 2014 Zahlungen auf den sogenannten Landschaftspflegebonus geleistet hat,

obwohl die maßgeblichen gesetzlichen Voraussetzungen für die Gewährung des

Landschaftspflegebonus nicht vorgelegen haben. 

Die Gewährung der Landschaftspflegebonus für die vom Kläger betriebene Anlage

richtete sich im Jahr 2014 entsprechend der Übergangsbestimmung des bis zum

31.07.2014 geltenden EEG 2012 (§ 66 Abs. 1 EEG 2012) nach Ziffer VI 2 c der

Anlage 2 zum EEG 2009 iVm. § 27 Abs. 4 EEG 2009, da die streitgegenständliche

Biogasanlage des Klägers vor dem 01.01.2012 in Betrieb genommen wurde. 

Nach der Anlage 2 Ziff. I 1 a zum EEG 2009  besteht der Anspruch auf einen

Bonus, wenn der Strom ausschließlich aus nachwachsenden Rohstoffen oder bei

anaerober  Vergärung  der  nachwachsenden  Rohstoffe  oder  Gülle  in  einer

Kombination mit rein pflanzlichen Nebenprodukten gewonnen wird. Dieser Bonus

erhöht sich gemäß der vorgenannten Ziffer VI 2 c der Anlage 2 zum EEG 2009 um

2 Cent pro Kilowattstunde, wenn zur Stromerzeugung überwiegend Pflanzen oder

Pflanzenbestandteile, die im Rahmen der Landschaftspflege anfallen, eingesetzt

werden. 

Die  vom  Kläger  in  der  Zeit  vom  01.01.2014  bis  zum  31.07.2014  zur

Stromerzeugung  verwendeten  Pflanzen  und  Pflanzenbestandteile  sind  nicht

überwiegend  im  Rahmen  der  Landschaftspflege  angefallen,  so  dass  er  den

Landschaftspflegebonus zu Unrecht vereinnahmt hat. 
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1. 

Das  Vorliegen  der  gesetzlichen  Voraussetzungen  für  den  Erhalt  des

Landschaftspflegebonus  ist  nicht  bereits  deswegen  anzunehmen,  weil  der

Umweltgutachter Dipl.-Ing. S. in seinem Gutachten vom 07.01.2015 (vgl. Anlage K

1 - Bl. 17 ff. d. A.) vom Vorliegen dieser Voraussetzungen ausgegangen ist. 

a. 

Ziffer VI 2 c S. 2 der Anlage 2 zum EEG 2009 bestimmt, dass der Anteil der im

Rahmen der Landschaftspflege angefallenen Pflanzen durch ein Gutachten eines

Umweltgutachters nachzuweisen ist. 

b. 

Die in einem solchen Gutachten getroffenen Feststellungen sind allenfalls insoweit

verbindlich,  als  eine  widerlegliche  Vermutung  für  die  Richtigkeit  dieser

Feststellungen  streitet  (vgl.  Clearingstelle  zum EEG,  Votum 2010/18,  Rn.  43).

Dabei geht es allerdings um die vom Umweltgutachter zu treffenden tatsächlichen

Feststellungen,  wie  etwa  den  Anteil  bestimmter  Pflanzen  an  den  zur

Stromerzeugung verwendeten Materialien oder die Erfüllung der Vorgaben einer

umweltschonenden Bewirtschaftung durch den Anlagenbetreiber. Dagegen obliegt

die Auslegung unbestimmter Rechtsbegriffe nicht dem Umweltgutachter, sondern -

im Streitfall - den Gerichten. Falls der Gesetzgeber dem Umweltgutachter derart

ungewöhnlich weitreichende Befugnisse einräumen und ihn dabei mit Aufgaben

betrauen  wollte,  die  regelmäßig  nicht  den  Gegenstand  der  gutachterlichen

Tätigkeit  ausmachen,  hätte  dies  ausdrücklich  geregelt  werden müssen.  Weder

dem Gesetzestext noch der amtliche Begründung zum EEG 2009 (BT-Drucksache

16/8148)  kann eine solche Absicht  des Gesetzgebers  entnommen werden.  An

einer anderen Stelle lässt sich der amtlichen Begründung zum EEG 2009 (S. 81)

im  Gegenteil  entnehmen,  dass  die  Nachweisführung  durch  Vorlage  eines

Umweltgutachtens  dazu  dienen  sollte,  „Missbrauch  und  Betrugsfälle  zu

verhindern“. Um diese Zielsetzung zu erfüllen, ist es nicht erforderlich, dass die

rechtlichen  Ausführungen  eines  Umweltgutachters  für  sich  Verbindlichkeit

beanspruchen.
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2. 

Die  vom  Beklagten  zur  Stromerzeugung  eingesetzten  Pflanzen  und

Pflanzenbestandteile fallen nicht überwiegend im Rahmen der Landschaftspflege

an.  Dabei  kann  die  Frage  offen  bleiben,  ob  die  Pflanzen,  die  gezielt  zur

Stromerzeugung  angebaut  werden,  im  Sinne  der  maßgeblichen  Vorschrift

„anfallen“ können. Denn jedenfalls der vom Kläger im Jahr 2014 angebaute und

zur  Stromerzeugung  eingesetzte  Mais  entstand  nicht  im  Rahmen  der

Landschaftspflege. Es ist indes zwischen den Parteien unstreitig, dass der Kläger

ohne Berücksichtigung der angebauten Maispflanzen nicht überwiegend Pflanzen

und Pflanzenbestandteile zur Stromerzeugung eingesetzt hat, die im Rahmen der

Landschaftspflege anfallen. 

a. 

Der  in  der  Ziffer  VI  2  c  der  Anlage 2 zum EEG 2009 verwendete  Begriff  der

Landschaftspflege ist unbestimmt und muss daher ausgelegt werden. 

aa.

Seinem Wortlaut nach bedeutet die Landschaftspflege laut Duden die „Gesamtheit

der Maßnahmen zur Pflege und zur Erhaltung einer Landschaft, ihrer besonderen

Eigentümlichkeiten und natürlichen Werte“. Die wortlautgemäße Auslegung dieses

Begriffes liefert kein eindeutiges Ergebnis, allerdings erscheint bereits an dieser

Stelle  die  Gleichsetzung  der  Maßnahmen  zur  Erhaltung  und  Pflege  einer

Landschaft mit dem großflächigen Anbau von Mais nicht als naheliegend. 

bb. 

Auch  eine  historische  oder  systematische  Auslegung  bringt  keine  klaren

Resultate, da der Begriff der „Landschaftspflege“ vom Bundesgesetzgeber in der

Vergangenheit nicht näher definiert wurde. Bereits in der amtlichen Begründung

zu § 8 EEG 2004 (Drucksache 15/2327, Seite 29) ist allerdings im Hinblick auf die

im  Rahmen  der  Landschaftspflege  anfallenden  Pflanzen  nur  vom

„Landschaftspflegeschnitt“  die  Rede,  wodurch  klargestellt  ist,  dass  der
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Gesetzgeber  bei  diesen Einsatzstoffen nicht an gezielt  angebaute Marktfrüchte

dachte. 

cc. 

Maßgeblich  ist  daher  die  teleologische  Auslegung  des  Begriffes

„Landschaftspflege“, bei der nach dem Sinn und Zweck der Norm abzustellen ist.

Dabei  ist  im  Rahmen  der  Auslegung  zu  fragen,  welchen  Zweck  sich  der

Gesetzgeber beim Erlass der Norm vorstellte. Zwar kann der tatsächliche Wille

des historischen Gesetzgebers in der Regel nur hilfsweise zur Bestimmung des

durch ein Gesetz verfolgten Zwecks herangezogen werden, da grundsätzlich die

Gesetze  nicht  nur  auf  die  Fälle  anwendbar  sein  können,  die  der  Gesetzgeber

seinerzeit  ins  Auge  gefasst  hat,  sondern  stets  den  sich  ändernden

Lebensverhältnissen angepasst werden müssen (BGH, Urteil vom 29.01.1957, 1

StR  333/56,  NJW  1957,  718,  Rn.  10).  Vorliegend  muss  jedoch  zum  einen

berücksichtigt werden, dass zwischen dem Inkrafttreten des EEG 2009 im Jahre

2009 und seiner Anwendung auf den streitgegenständlichen Sachverhalt im Jahr

2014 nur eine relativ kurze Zeitspanne liegt und der tatsächliche Gesetzgeberwille

damit aktuell bleibt. Zum anderen lassen sich außer dem tatsächlichen Willen des

Gesetzgebers,  die  Regelung  über  den  Landschaftspflegebonus  zur  Erreichung

eines bestimmten Zwecks zu erlassen, keine sonstigen belastbaren Anhaltspunkte

für den Sinn und Zweck der Norm finden. 

(1).

Der  Wille  des  Gesetzgebers  lässt  sich  ansatzweise  in  den

Gesetzgebungsmaterialien zum EEG 2009 finden. Der Referentenentwurf sowie

der Gesetzesentwurf der Bundesregierung (Drucksache 16/8148) zum EEG 2009

enthielten  noch  keine  Regelungen  über  die  Gewährung  des

Landschaftspflegebonus. Die streitgegenständliche Regelung wurde erst mit dem

Änderungsantrag  der  Mitglieder  der  CDU/CSU-  und  der  SPD-Fraktionen  im

Umweltausschuss des Bundestages vorgeschlagen (Ausschussdrucksache 16(16)

446,  Seite  30).  Zur  Begründung des  vorgeschlagenen Landschaftspflegebonus

heißt es darin: „In Nummer VI 2 c wird eine weitere Erhöhung des NawaRo-Bonus

für  Biogasanlagen  bei  Verwendung  eines  Mindestanteils  von  Pflanzen  oder
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Pflanzenbestandteilen  aus  der  Landschaftspflege  geregelt,  um  mit  diesen

Einsatzstoffen Flächenkonkurrenzen im Biomassebereich zu begegnen“. 

Damit  bestand  der  ursprünglich  vom  Gesetzgeber  mit  der  Einführung  des

Landschaftspflegebonus verfolgte Zweck in dem Anreiz der Nutzung von Pflanzen

und Pflanzenbestandteilen von Flächen, deren Pflege sich bis dahin bzw. allein

bei der Vergütung des erzeugten Stroms mit dem NawaRo-Bonus aufgrund des

erhöhten  Aufwandes  betriebswirtschaftlich  nicht  rechnete  (vgl.  Empfehlung  der

Clearingstelle  EEG vom 08.09.2009 -  Nr.  2008/48,  S.  38).  Dieser  Zweck kann

durch  die  Nutzung  der  herkömmlichen  landwirtschaftlichen  Ackerflächen  zum

Anbau von Maispflanzen nicht erfüllt werden.

(2).

Der Gesetzgeber hat seinen Willen hinsichtlich des Verständnisses des Begriffes

„Landschaftspflegematerial“ in der Biomasseverordnung 2012 klargestellt. In der

Anlage 3 zu § 2 a Abs. 1 und 2 der Biomasseverordnung 2012 ist u. a. geregelt,

dass  Marktfrüchte  wie  Mais  nicht  als  Landschaftspflegematerial  zählen.

Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass der Gesetzgeber identische Begriffe

identisch verstehen will, so dass der gesetzgeberische Wille auch im Hinblick auf

den Landschaftspflegebonus aus dem EEG 2009 mit  der  Biomasseverordnung

2012 geäußert  worden ist.  Sofern der  Kläger  die  Auffassung vertritt,  dass der

Gesetzgeber den Landschaftspflegebonus aus dem EEG 2009 von der Geltung

der Biomasseverordnung ausgenommen habe, ist dies nicht zutreffend. 

Die  maßgebliche  Passage  in  der  amtlichen  Begründung  zu  der

Biomasseverordnung  (Drucksache  17/6071,  S.  101)  lautet  wie  folgt:

„So  wird  u.  a.  der  Begriff  „Landschaftspflegematerial“  neu  definiert;  bei  der

Verbrennung  oder  thermochemischen  Vergasung  eingesetzte  Abfälle  aus  der

privaten und öffentlichen Garten-  und Parkpflege gelten  ausdrücklich  nicht  als

Landschaftspflegematerial. Diese Definition gilt für Neuanlagen und bewirkt keine

Änderung  der  bislang  geltenden  Rechtslage  in  Bezug  auf  den  Begriff  der

„Pflanzen  und  Pflanzenbestandteile,  die  im  Rahmen  der  Landschaftspflege

anfallen“ nach dem EEG 2009“. 

Dem Wortlaut dieser Passage kann nicht entnommen werden, dass die komplette

Definition  des  Landschaftspflegematerials  für  die  Altanlagen  nicht  gelten  soll.
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Denn bei einem solchen Verständnis würde der Einschub „bei der Verbrennung

oder  thermochemischen  Vergasung  eingesetzte  Abfälle  aus  der  privaten  und

öffentlichen  Garten-  und  Parkpflege  gelten  ausdrücklich  nicht  als

Landschaftspflegematerial“  keinen  Sinn  ergeben,  falls  letztlich  die  gesamte

Regelung  keine  Anwendung  für  die  Altanlagen  finden  sollte.  Der

Verordnungsgeber  hat  vorliegend  eine  bestimmte  Definition  der

Landschaftspflegematerialien getroffen und für einen Teil dieser Definition (Abfälle

aus der Garten- und Parkpflege) erklärt, dass sie für die Altanlagen nicht gelte.

Daraus ist der Schluss zu ziehen, dass der Rest dieser Definition auch für die

Altanlagen gelten soll. 

(3).

Das vorstehende Verständnis der Definition in der Biomasseverordnung wird auch

durch die Ausführungen in der amtlichen Begründung zum EEG 2014 bekräftigt.

Darin heißt es (Drucksache 18/1304, S. 181 f.):

„Nummer 1 regelt die Beschränkung des sogenannten „Landschaftspflegebonus“

nach  dem  EEG  2009  auf  den  überwiegenden  Einsatz  von

„Landschaftspflegematerial“  im  Sinne  von  Nummer  5  der  Anlage  3  zur

Biomasseverordnung  in  ihrer  am  31.  Juli  2014  geltenden  Fassung.  So  wird

klargestellt, dass insbesondere Marktfrüchte wie Mais, Raps oder Getreide nicht

als „Pflanzen oder Pflanzenbestandteile,  die im Rahmen der Landschaftspflege

anfallen“,  für  den  „Landschaftspflegebonus“  angerechnet  werden.  Diese

Einsatzstoffe gelten bereits nach Nummer VI. 2 c der Anlage 2 zum EEG 2009

nicht als Landschaftspflegematerial. Ungeachtet dessen ist in einigen Regionen

eine  Fehlentwicklung  zu  beobachten,  die  unter  dem  Schlagwort

„Landschaftspflegemais“  bekannt  geworden sind.  Hierbei  werden insbesondere

landwirtschaftlich erzeugte Feldfrüchte als  Landschaftspflegematerial  zertifiziert,

wodurch  Anlagenbetreiber  ungerechtfertigte  erhöhte  Vergütungserlöse  zulasten

der  umlagepflichtigen  Letztverbraucher  generieren.  Diese  ungerechtfertigten

erhöhten  Vergütungserlöse  können  zusätzliche  Differenzkosten  zulasten  der

EEG-Umlage verursachen und sind deshalb zu unterbinden. Die Regelung dient

insoweit lediglich der Klarstellung der bereits bislang geltenden Rechtslage und

steuert dieser Fehlentwicklung entgegen.“
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Damit  hat der Gesetzgeber selbst ausgeführt,  welche Vorstellungen er beim

Erlass des EEG 2009 im Hinblick auf den Begriff der Landschaftspflege gehabt

hat.  Diese  Angaben  sind  als  ein  weiteres  Indiz  dafür  zu  werten,  dass  der

Gesetzgeber von vornherein nicht die Vorstellung gehabt hat, dass der gezielte

Anbau von Mais zwecks Stromerzeugung zur Landschaftspflege erfolgt. Es sind

auch  keine  Anhaltspunkte  dafür  ersichtlich,  dass  der  Gesetzgeber  in  der

amtlichen  Begründung  zum  EEG  2014  unrichtige  Angaben  zu  seinen

Vorstellungen beim Erlass des EEG 2014 gemacht hat.  Insoweit ist auch die

oben erörterte Passage in der amtlichen Begründung zur Biomasseverordnung

verständlich  -  wenn  der  Gesetzgeber  von  Anfang  an  die  Anwendung  des

Landschaftspflegebonus beim Mais nicht gewollt hat, handelte es sich insoweit

bei der Definition der Landschaftspflegematerialien gerade nicht um eine „neue

Definition“, so dass diese Passage auch nicht im Hinblick auf die Altanlagen

eingeschränkt werden musste. 

In  diesem  Zusammenhang  kommt  es  auch  nicht  darauf  an,  ob  die

Gesetzesänderung  im  EEG  2014  zu  einer  unechten  Rückwirkung  durch

Ausschluss von denkbaren Auslegungsmöglichkeiten des EEG 2009 geführt hat

(vgl.  BVerfG, Beschluss vom 20.09.2016,  Rn. 40 ff.).  Denn es geht  vorliegend

nicht  darum,  wie  die  Regelung  des  Landschaftspflegebonus  im  EEG  2009

ausgelegt werden könnte, sondern wie sie zutreffend auszulegen ist. 

(4.)

Im Ergebnis ist damit festzustellen, dass sämtliche Äußerungen des Gesetzgebers

den Schluss nahelegen, dass der Einsatz von sog. Marktfrüchten -  wie gezielt

angebautem  Mais  -  zur  Stromerzeugung  nicht  mit  der  Gewährung  des

Landschaftspflegebonus gefördert werden sollte. 

dd.

Sofern  die  Clearingstelle  zum  EEG  in  ihrer  Empfehlung  vom 24.09.2009  (Nr.

2008/48)  die  Regelung der  Ziffer  VI  2  c  der  Anlage  2  zum EEG 2009  weiter

ausgelegt und unter anderem angenommen hat, dass für ein Anfallen im Rahmen

der  Landschaftspflege  eine  widerleglichen  Vermutung  dann  spreche,  wenn

Schnitt-  und  Mahdgut  auf  Flächen  aus  Agrarumwelt-  oder  vergleichbaren
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Förderprogrammen anfällt,  entspricht diese weite Auslegung weder dem Zweck

der  auszulegenden  Norm  noch  wird  sie  ihrem  Wortlaut  gerecht.  Auch  die

Begründung  der  Clearingstelle  für  diese  weite  Auslegung  überzeugt  nicht.  Die

Clearingstelle  begründet  die  Auslegung  damit,  dass  auch  die  Gewährung  des

NawaRo-Bonus  an  die  Verwendung  der  im  Rahmen  der  Landschaftspflege

anfallenden Pflanzen geknüpft sei (vgl. Ziffer II 1 der Anlage 2 zum EEG 2009)

und damit der Anspruch auf die Gewährung dieses Bonus ab dem 01.01.2009

reduziert worden sein könnte. Diese Überlegungen gelten jedenfalls nicht für die

gezielt  angebauten  Marktfrüchte  wie  Mais,  deren  Einsatz  auch  unter

Zugrundelegung der oben erörterten Definition des Begriffes „Landschaftspflege“

zum Erhalt des NawaRo-Bonus berechtigen würde. 

ee.

Die von der Clearingstelle ausgesprochenen Empfehlungen sind nicht verbindlich,

so dass eine abweichende Auslegung des EEG 2009 ohne weiteres zulässig ist.

Der Kläger kann sich auch nicht auf den Gesichtspunkt des Vertrauensschutzes (§

242 BGB) berufen. 

(1). 

Zum einen ist die Beklagte von Gesetzes wegen verpflichtet (und nicht lediglich

berechtigt), etwaige Überzahlungen von den Anlagebetreibern zurückzufordern (§

57 Abs. 3 EEG 2014), so dass das Vertrauen des Klägers darauf, dass er die

aufgrund  einer  unzutreffenden  Gesetzesauslegung  geleisteten  Zahlungen

behalten darf, ohnehin stark eingeschränkt ist. 

(2).

Zum anderen hat es noch vor Inkrafttreten des EEG 2014 gewichtige Stimmen

gegeben,  die  die  Gewährung  des  Landschaftspflegebonus  beim  Einsatz  von

Marktfrüchten  abgelehnt  haben.  Insoweit  ist  auf  die  im  Auftrag  des

Bundesumweltministeriums  im  Rahmen  des  Bioenergie-Workshops

„Konkretisierung des Landschaftspflegebegriffs im Hinblick auf die Vergütung des

Landschaftspflegebonus“  verfasste  Studie  vom  31.08.2010  zu  verweisen

(abzurufen  unter  http://www.umweltgutachter.de/umweltgutachten/
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landschaftspflegebonus/). Darin heißt es (Seite 14), dass Mais auch im Rahmen

von Agrarumweltmaßnahmen nicht als Landschaftspflegematerial einzustufen sei.

Mais  sei  von  vornherein  keine  Pflanze,  die  zur  Landschaftspflege  gezielt

eingesetzt  werde  und  daher  vom  Landschaftspflegebonus  ausgeschlossen

werden solle. Aus dieser Studie folgt zudem, dass in der Vergangenheit der Mais

aus  ökologischem  Anbau  von  den  Umweltgutachtern  nur  zu  50  %  als

Landschaftspflegematerial  zertifiziert  wurde.  Daraus  ergibt  sich,  dass  ein

schutzwürdiges  Vertrauen  des  Klägers  in  die  Richtigkeit  der  Empfehlung  der

Clearingstelle nicht bejaht werden kann. 

3. 

Die vom Kläger erhobene Einrede nach § 57 EEG 2017 geht ins Leere. Insoweit

ist  zu  berücksichtigen,  dass  die  Klageforderung gemäß §  389 BGB durch  die

Aufrechnungserklärung erloschen ist.  Zum Zeitpunkt der Aufrechnungserklärung

durch die Beklagte ist deren Forderung nicht einredebehaftet gewesen, so dass

die ggf.  später entstandene Einrede des Klägers an dem bereits eingetretenen

Untergang seiner Forderung nichts zu ändern vermag. 

III.

Die Kostenentscheidung folgt aus § 92 Abs. 2 Nr. 1 ZPO, da das Unterliegen der

Beklagten mit ca. 2 % der Gesamtforderung verhältnismäßig geringfügig ist und

keine Mehrkosten verursacht hat. 

IV. 

Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit richtet sich nach §§ 708 Nr.

10, 711 ZPO.

V. 

Die Revision ist  nicht zuzulassen, weil  die Voraussetzungen des § 543 Abs. 2

ZPO nicht gegeben sind. 

1.
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Die Sache hat keine grundsätzliche Bedeutung. Eine Sache hat grundsätzliche

Bedeutung,  wenn  sie  entscheidungserhebliche,  klärungsbedürftige  und

klärungsfähige Rechtsfragen aufwirft, die sich über den Einzelfall hinaus in einer

unbestimmten  Vielzahl  von  Fällen  stellen  können  und  deshalb  das  abstrakte

Interesse der Allgemeinheit an der einheitlichen Entwicklung und Handhabung des

Rechts berührt (BGH, Beschluss vom 10.12.2003, IV ZR 319/02, NJW-RR 2004,

537,  Rn.  16)  Das  ist  vorliegend  nicht  der  Fall.  Die  Rechtslage  ist  durch  die

Novellierung des EEG jedenfalls mit Wirkung für die Zukunft eindeutig geklärt. Es

geht damit für die Vergangenheit gerade nicht um eine unbestimmte Vielzahl von

Fällen, in denen sich die hier entschiedene Rechtsfrage stellen wird.

Eine  Entscheidung  des  Revisionsgerichts  ist  auch  nicht  zur  Sicherung  einer

einheitlichen  Rechtsprechung  erforderlich.  Das  ist  in  der  Regel  dann  der  Fall,

wenn  nur  so  vermieden  wird,  dass  schwer  erträgliche  Unterschiede  in  der

Rechtsprechung  entstehen  oder  fortbestehen  (vgl.  BGH,  Beschluss  vom

27.03.2003, V ZR 291/02, Rn. 13). Dieser Zulassungsgrund ist in den Fällen der

Divergenz  der  Entscheidung  mit  gleich-  oder  höherrangiger  Rechtsprechung

gegeben  (BGH,  aaO.,  Rn.  11).  Das  ist  nicht  der  Fall,  da  abweichende

obergerichtliche  oder  höchstrichterliche  Entscheidungen  zu  den  in  diesem

Rechtsstreit zu beurteilenden Rechtsfragen dem Senat nicht bekannt sind. 

Die  Voraussetzungen der  Revisionszulassung zur  Fortbildung des Rechts  sind

nicht gegeben, da der vorliegende Einzelfall keine Veranlassung bietet, Leitsätze

für die Auslegung von Gesetzesbestimmungen aufzustellen oder Gesetzeslücken

zu schließen. 

VI.

Die Streitwertfestsetzung folgt aus §§ 48 Abs. 1, 47 Abs. 1 Nr. 1 iVm. § 3 ZPO.  

VII.

Die nicht nachgelassenen Schriftsätze des Klägers vom 07.12.2016, 28.12.2016

und 02.01.2017 sowie die ebenfalls nicht nachgelassene Schriftsatz der Beklagten
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vom  19.12.2016  und  vom  05.01.2017  bieten  jeweils  keinen  Anlass  zum

Wiedereintritt in die mündliche Verhandlung. 

X Y Z
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